
Berlin (dh) – Entgegen bis-
herigen Planungen sollen
Krankenkassen nun doch
keine Sonderkredite auf-

nehmen können, um einen
Anstieg des Beitragssatzes
auf über 15 % zu verhindern.
Des Weiteren dürfen Apo-
theker nicht nur fünf, son-
dern unbegrenzt viele Apo-
theken eröffnen.Von diesen
Lastminute-Änderungen
blieben die geplanten Refor-
men beim Zahnersatz unbe-
rührt. Es gilt auch künftig
die Regelung, dass die
Krankenkassen in Zukunft
feste Zuschussbeträge zum
Zahnersatz zahlen werden,
statt der bisher üblichen
prozentualen Finanzie-
rung. Eine Maßnahme, die

weiterhin auf scharfe Kritik
der deutschen Zahnärzte-
schaft stößt. „Für uns klingt
vieles immer noch eher
nach ausgehendem 19.
Jahrhundert“, so äußerte
sich BZÄK-Präsident Jür-
gen Weitkamp über die Re-
formbemühungen der Minis-
terin, und forderte gleich-
zeitig einen Übergang von
der Versicherungspflicht
zur Pflicht zur Versiche-
rung. Trotz aller Kritik soll
der Gesetzentwurf auf
Sonderparteitagen von
SPD und Grünen beraten,
und am 3. und  4. Juli in letz-

ter Lesung vom Bundestag
verabschiedet werden. Da-
nach muss der Gesetzestext
noch die Hürde Bundesrat
bewältigen. Dort kann die
Opposition den Reforment-
wurf durch eine Anrufung
des Vermittlungsausschus-
ses vorläufig stoppen. Ulla
Schmidt appellierte an die
Opposition, ihr Vorhaben
zum Wohle aller nicht zu
blockieren. Sollte das den-
noch passieren, plant Ulla
Schmidt einzelne Teile des
Gesetzesentwurfs, die im
Bundesrat nicht zustim-
mungspflichtig sind, etwa

die geplanten Leistungs-
kürzungen oder die Erhö-
hung von Zuzahlungen, aus
dem Gesamtpaket heraus-
zulösen und einzeln durch-
zusetzen. Trotz aller ange-
sprochenen Unwägbarkei-
ten werden die Eckpunkte

der Reformmaßnahmen
verwirklicht werden. ZT
Zahntechnik Zeitung stellt
Ihnen deshalb die wesent-
lichen Punkte der Reform
kurz vor, und erläutert die
wahrscheinlichen Ände-
rungen für die Patienten.
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ANZEIGE

Bergisch-Gladbach (ots,
ms). Der Krankenstand der
IKK-Pflichtversicherten im
Handwerk ist im Jahr 2002
gesunken. Das geht aus den
neuesten Zahlen des IKK-
Bundesverbandes hervor.
Im Vergleich zum Vorjahr
sind die Zahlen um 0,1 %-
Punkte auf 5,0 % gesunken.
Damit setzte sich ein Trend
fort, der seit drei Jahren zu
verzeichnen ist. Auch die
Fehltage nahmen im Jahr
2002 weiter ab. So fehlte ein
Handwerker im Schnitt nur
noch 18,3 Tage an seinem
Arbeitsplatz. Im Jahr 2000

waren es noch 19,2 Tage.
„Krankheitstage sind für die
Arbeitgeber ein wesent-
licher Kostenfaktor. Des-
halb sind die sinkenden Zah-
len ein gutes Zeichen für das
Handwerk“, erklärte Rolf
Stuppardt, Vorstandsvorsit-
zender des IKK-Bundesver-
bandes. Basis dieser Ergeb-
nisse sind die Arbeitsunfä-
higkeitsdaten von mehr als
zwei Mio. IKK-Versicherten.
Der IKK-Bundesverband
stellt diese Zahlen einmal im
Jahr zusammen, um Krank-
heitsschwerpunkte im
Handwerk zu ermitteln.

Weniger Kranke im Handwerk
IKK-Bundesverband legt neueste Zahlen für das Handwerk vor

Berlin (cm) – Spitzenvertreter
der ostdeutschen Zahntech-
niker-Innungen trafen am 
7. Mai 2003 mit dem stellver-
tretenden gesundheitspoliti-
schen Sprecher der SPD-
Fraktion Eckhart Lewering
im Berliner Abgeordneten-
haus des Deutschen Bundes-
tags unter den Linden zusam-
men. Wie zuvor in Gesprä-
chen mit dem Gesundheits-
Ausschuss vereinbart, wurde
die Kooperationsgemein-
schaft aufgefordert,Finanzie-
rungsvorschläge zur drin-
gend notwendigen Anglei-
chung der Ost-Vergütung für
zahntechnische Leistungen
an das Westniveau zu erarbei-
ten und vorzustellen.
So informierte MdB Eckhart
Lewering die Kooperations-
gemeinschaft zunächst über
den aktuellen Stand der Re-
formvorschläge der SPD:
• Die Krankenkassen sollen

die Möglichkeit bekommen,
mit den regionalen Anbie-
tern Verträge unterhalb der
BEL-Höchstpreisliste abzu-
schließen.

• Es sollen künftig jedem
Heil- und Kostenplan zwei
Kostenvoranschläge beige-
fügt werden, mit Angaben
zum Herstellungsort.

• Einführung eines Festzu-
schusssystems.

• Begutachtung von umfang-
reichen Härtefällen.

Anschließend stellte der Pres-
sesprecher der Kooperations-
gemeinschaft, ZTM Carsten
Müller, das „Berliner Modell“
vor, welches folgende Forde-
rungen umfasst:
• Die 5%ige Absenkung für

zahntechnische Leistungen
in gewerblichen Laboren in
den neuen Bundesländern
wird zum 01.01.2004 zu-
rückgenommen.

• Öffnung des § 71 SGB V für
einen politisch gewollten,
schrittweisen und funk-
tionsfähigen Annäherungs-
prozess der Vergütungen für
Zahnersatz in den neuen
Bundesländern an das
durchschnittliche Westni-
veau bis 2007.

• Ab 2004 eine jährliche Min-
destanpassung von 3,75 %.

Das „Berliner Modell“ würde
die Gesamtausgaben für
Zahnersatz der GKV um
lediglich 0,61% erhöhen.
Die Finanzierung soll durch
die Nicht-Ausschöpfung des
Budgets sowie durch eine Vo-
lumenverschiebung erreicht

werden. Somit wäre die Fi-
nanzierung kostenneutral
und würde die Kassen der
GKV nicht zusätzlich belas-
ten. Im Gegenzug erklärte
sich die Kooperationsge-
meinschaft für ein neues
Bündnis für Arbeit und Aus-
bildungsplätze bereit.
Ziel des „Berliner Modells“
ist es, gleiche wirtschaftliche
Rahmenbedingungen  für
Ost und West zu schaffen und
den seit 13 Jahren bestehen-

den „Ostabschlag“ zu über-
winden. Das ostdeutsche
Zahntechnikerhandwerk
soll nicht weiter von der all-
gemeinen Wirtschafts- und
Einkommensentwicklung
abgekoppelt werden. Damit
dieses Ziel endlich in die Tat
umgesetzt wird, wurden wei-
tere Gespräche vereinbart.
So lud Eckhart Lewering die
Kooperationsgemeinschaft
für den Juni 2003 nach Berlin
ein.

Gleiche wirtschaftliche Rahmenbedingungen für Ost und West schaffen

„Berliner Modell“ vorgestellt
Die Kooperationsgemeinschaft der ostdeutschen Zahntechniker-Innungen stellte dem Gesundheitsausschuss der SPD-Frak-
tion unter der Führung von Eckhart Lewering das „Berliner Modell“ zur Angleichung der Vergütungen für zahntechnische Leis-
tungen der ostdeutschen an die der alten Bundesländer vor.

V.l.n.r.: Nils Frithjof Uding (Geschäftsführer ZI Sachsen-Anhalt), Roland Unzeitig (Obermeister ZI Sachsen-
Anhalt), MdB Eckhart Lewering (SPD), Johannes Lorenz (Obermeister ZI Westsachsen), Dr. Manfred Beck
(Geschäftsführer ZI Berlin-Brandenburg), Arnd-Frithjof Erwin (Obermeister ZI Dresden–Leipzig).

Festzuschuss statt prozentuale
Finanzierung beim Zahnersatz
Das Bundeskabinett hat am Mittwoch, dem 28. Mai, Ulla Schmidts Gesundheitsreform verabschiedet.
Einige Änderungen in letzter Minute sollen dem Gesetz durch den Bundesrat helfen. ZT Zahntechnik
Zeitung berichtet über Eckpunkte der Reform.

Was sich für die Bürger ändert

• Für Zahnersatz gibt es zukünftig
feste Zuschussbeträge.

• Versicherungsfremde Leistungen
werden künftig teilweise aus Steu-
ergeldern finanziert (z.B. Tabak-
steuer).

• Krankengeld wird nicht mehr pa-
ritätisch finanziert.

• Qualitätssicherung: Das „Deutsche
Zentrum für Qualität in der Medi-
zin“ soll Empfehlungen für Ärzte
und Kassen erarbeiten.

• Brillen und andere Sehhilfen wer-
den nicht mehr bezuschusst. 

• Erhöhte Zuschüsse für Arzneimittel
und Krankenhausaufenthalt.

• Praxisgebühr von 15 Euro pro Quar-
tal, ausgenommen Augen-, Kinder-
und Frauenärzte.

• Korruption: Es wird eine Stelle zur
Bekämpfung von Korruption im Ge-
sundheitswesen geschaffen.

Gesundheitsreform


